
Rechtsmittel, eingelegt am 14. September 2022 von Gugler France gegen das Urteil des Gerichts 
(Dritte Kammer) vom 13. Juli 2022 in der Rechtssache T-147/21, Gugler France/EUIPO — Gugler 

(GUGLER)

(Rechtssache C-594/22 P)

(2023/C 35/26)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Rechtsmittelführerin: Gugler France (vertreten durch Rechtsanwalt S. Guerlain)

Andere Parteien des Verfahrens: Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO), Alexander Gugler

Mit Beschluss vom 5. Dezember 2022 hat der Gerichtshof (Kammer für die Zulassung von Rechtsmitteln) entschieden, dass 
das Rechtsmittel nicht zugelassen wird und Gugler France ihre eigenen Kosten trägt. 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour constitutionnelle (Belgien), eingereicht am 29. September 
2022 — Belgian Association of Tax Lawyers u. a./Premier ministre — Eerste Minister

(Rechtssache C-623/22)

(2023/C 35/27)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Cour constitutionnelle

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Belgian Association of Tax Lawyers, Ordre des barreaux francophones et germanophone, Orde van Vlaamse Balies 
u. a., Institut des conseillers fiscaux et des experts-comptables u. a.

Beklagter: Premier ministre — Eerste Minister

Vorlagefragen

1. Verstößt die Richtlinie (EU) 2018/822 (1) des Rates vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige 
grenzüberschreitende Gestaltungen insoweit gegen Art. 6 Abs. 3 des Vertrags über die Europäische Union und die 
Art. 20 und 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere gegen den durch diese Bestimmungen 
garantierten Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung, als die Richtlinie (EU) 2018/822 die Meldepflicht für 
meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen nicht auf die Körperschaftsteuer beschränkt, sondern für alle Steuern 
anwendbar macht, die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2011/16/EU (2) des Rates vom 15. Februar 2011 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG 
fallen, was im belgischen Recht nicht nur die Körperschaftsteuer, sondern auch andere direkte Steuern als die 
Körperschaftsteuer und indirekte Steuern wie die Registrierungsgebühren einschließt?

2. Verstößt die Richtlinie (EU) 2018/822 gegen den in Art. 49 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
und Art. 7 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention garantierten Grundsatz der Rechtmäßigkeit in 
Strafsachen, verstößt sie gegen den allgemeinen Grundsatz der Rechtssicherheit und verletzt sie das in Art. 7 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union und Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention garantierte Recht auf 
Achtung des Privatlebens, indem die Begriffe „Gestaltung“ (und damit auch die Begriffe „grenzüberschreitende 
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Gestaltung“, „marktfähige Gestaltung“ und „maßgeschneiderte Gestaltung“), „Intermediär“, „Beteiligter“ und „verbundenes 
Unternehmen“, das Adjektiv „grenzüberschreitend“, die verschiedenen „Kennzeichen“ und der „,Main benefit‘-Test“, die 
die Richtlinie (EU) 2018/822 zur Bestimmung des Anwendungsbereichs und des Umfangs der Meldepflicht für 
meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen verwendet, nicht hinreichend klar und genau sind?

3. Verstößt die Richtlinie (EU) 2018/822, insbesondere durch die Einfügung von Art. 8ab Abs. 1 und 7 der Richtlinie 
2011/16/EU, gegen den durch Art. 49 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und Art. 7 Abs. 1 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention garantierten Grundsatz der Rechtmäßigkeit in Strafsachen und verletzt sie das 
in Art. 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
garantierte Recht auf Achtung des Privatlebens, indem sie den Beginn der Frist von 30 Tagen, innerhalb derer der 
Intermediär oder der relevante Steuerpflichtige der Meldepflicht für eine meldepflichtige grenzüberschreitende 
Gestaltung nachkommen muss, nicht hinreichend klar und genau festlegt?

4. Verstößt Art. 1 Nr. 2 der Richtlinie (EU) 2018/822 gegen das durch Art. 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union und Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention garantierte Recht auf Achtung des Privatlebens, soweit 
der neue Art. 8ab Abs. 5, den er in die Richtlinie 2011/16/EU eingefügt hat, vorsieht, dass, wenn ein Mitgliedstaat die 
erforderlichen Maßnahmen ergreift, um den Intermediären das Recht auf Befreiung von der Pflicht zu gewähren, 
Informationen über eine meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltung vorzulegen, wenn mit der Meldepflicht nach 
dem nationalen Recht dieses Mitgliedstaats gegen eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht verstoßen würde, dieser 
Mitgliedstaat gehalten ist, diese Intermediäre zu verpflichten, andere Intermediäre oder, falls es keine solchen gibt, den 
relevanten Steuerpflichtigen unverzüglich über ihre Meldepflichten zu unterrichten, soweit diese Verpflichtung dazu 
führt, dass ein Intermediär, der nach dem Recht dieses Mitgliedstaats einem strafbewehrten Berufsgeheimnis unterliegt, 
verpflichtet ist, mit einem anderen Intermediär, der nicht sein Mandant ist, Informationen zu teilen, von denen er bei der 
Ausübung seines Berufs Kenntnis erlangt?

5. Verstößt die Richtlinie (EU) 2018/822 insoweit gegen das durch Art. 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union und Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention garantierte Recht auf Achtung des Privatlebens, als die 
Verpflichtung zur Meldung meldepflichtiger grenzüberschreitender Gestaltungen einen Eingriff in das Recht auf Achtung 
des Privatlebens der Intermediäre und der relevanten Steuerpflichtigen zur Folge hätte, der nicht angemessen 
gerechtfertigt und im Hinblick auf die verfolgten Ziele verhältnismäßig wäre und im Hinblick auf das Ziel, das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten, nicht sachdienlich wäre?

(1) ABl. 2018, L 139, S. 1.
(2) ABl. 2011, L 64, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank Gelderland (Niederlande), eingereicht am 12. Oktober 
2022 — X/Inspecteur van de Belastingdienst Utrecht

(Rechtssache C-639/22)

(2023/C 35/28)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Rechtbank Gelderland

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: X

Beklagter: Inspecteur van de Belastingdienst Utrecht

Vorlagefrage

Ist Art. 135 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112 (1) dahin auszulegen, dass davon ausgegangen werden kann, dass die 
Mitglieder eines Rentenfonds, wie er im Ausgangsverfahren in Rede steht, ein Anlagerisiko tragen, und führt dies dazu, dass 
der Rentenfonds ein „Sondervermögen“ im Sinne dieser Bestimmung darstellt? Ist dabei von Bedeutung:
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